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Wie kann es mit Georgien Herausforderung
weitergenen?  f{jr clie Europdische Union

Katja Plate

Nach dem Krieg zwischen Russland und
Georgien im August 2008 geht es jetzt um
die langfristige Stabilisierung der gesam-
ten Region Siidkaukasus. Fragt man kon-
kret nach den Herausforderungen, denen
sich die Europédische Union im Hinblick
auf Georgien stellen muss, so ist zunédchst
auf den Schutz der Menschenrechte zu
verweisen: Insbesondere russische Me-
dien haben dariiber berichtet, dass ge-
orgische Soldaten wahrend der ersten
Kriegstage Menschenrechtsverletzungen
an der ossetischen Bevolkerung Stidosse-
tiens begangen haben. Die Informations-
lage hierzu ist noch unvollstdndig, da bis-
lang weder internationale Hilfsorganisa-
tionen noch die EU-Beobachtungsmis-
sion von den russischen Truppen Zugang
nach Siidossetien erhalten haben. Die
Europdische Union sollte sich weiterhin
fiir die Kldrung der Vorwtiirfe und gege-
benenfalls auch fiir deren Verfolgung ein-
setzen.

Nach dem Riickzug der georgischen
Armee aus Siidossetien fanden dort und
in der sogenannten ,Pufferzone” um
Siidossetien umfangreiche ethnische Sdu-
berungen an der georgischen Bevolke-
rung statt. Diese wurden nach Aussagen
der Fliichtlinge und Vertriebenen iiber-
wiegend von siidossetischen Verbanden
und sogenannten , Kosaken” (Freischér-
ler aus dem Nordkaukasus) durchge-
fihrt. Die russische Armee hat diese
ethnischen Sduberungen gebilligt, bis-
weilen wird auch von einer aktiven
Beteiligung der russischen Armee berich-
tet. Der siidossetische De-facto-Président

Eduard Kokoity briistete sich 6ffentlich
damit, die georgischen Dérfer in Siidosse-
tien dem Erdboden gleichgemacht zu
haben, um die Riickkehr der Georgier zu
verhindern. Satellitenbilder bestdtigen
die Zerstérungen. Auch aus dem Kodori-
Tal in Abchasien wurden Georgier ver-
trieben. Wie im Falle Bosnien und Her-
zegowinas sollte sich die Europdische
Union auch in Georgien dafiir einsetzen,
dass allen Fliichtlingen und Vertriebenen
eine Riickkehr in Sicherheit und Wiirde
ermoglicht wird. Ethnische Vertreibun-
gen diirfen nicht legitimiert werden.

In Bezug auf die Wahrung und den
Schutz der Menschenrechte in Siidosse-
tien, Abchasien, der sogenannten ,Puf-
ferzone” und den von russischen Trup-
pen besetzt gehaltenen Gebieten ist die
Frage unerheblich, wer den Krieg begon-
nen hat. Diese Frage ist jedoch aus russi-
scher Sicht in Bezug auf den Status der
Konfliktgebiete Stidossetien und Abcha-
sien relevant.

Beginn eines Krieges

Schon Tage vor dem Kriegsausbruch am
8. August 2008 in Georgien spitzte sich
die Lage in der abtriinnigen Region Siid-
ossetien zu: Es wurden vermehrt Feuer-
gefechte zwischen den Stellungen der
georgischen Friedenstruppe auf der ei-
nen und den siidossetischen, nordosseti-
schen und russischen Friedenstruppen
auf der anderen Seite gemeldet. Nach
heftigen Schusswechseln am 7. August
2008 betonte der georgische Prasident
Saakaschwili am Abend in einer Fern-
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sehansprache, dass die Situation in Siid-
ossetien nicht weiter eskalieren diirfe.
Saakaschwili verkiindete eine einseitige
Waffenruhe, die — Berichten zufolge —
nach einiger Verzégerung von der geor-
gischen Seite auch eingehalten wurde.
Dieser einseitige Walffenstillstand soll
von siidossetischen Kréften zu Angriffen
auf die georgischen Stellungen genutzt
worden sein. Es heifst, die georgische
Seite habe eine gute Stunde lang den
Waffenstillstand durchgehalten.

Der georgische Prasident Saakaschwili
erkldrte schliefllich in der Nacht vom
7. auf den 8. August, in Siidossetien
auch mit militdrischen Mitteln ,die
verfassungsmaéfiige Ordnung wiederher-
stellen” zu wollen. Der Hintergrund die-
ser Entscheidung ist bisher nicht voll-
standig gekldrt. Die georgische Regie-
rung verweist auf den massiven Beschuss
georgischer Dorfer durch stidossetische
Verbande. Die Fithrung der russischen
Friedenstruppen soll zudem bestitigt ha-
ben, die siidossetischen Verbande nicht
mehr unter Kontrolle zu haben. Unter-
dessen legte die georgische Regierung
Mitschnitte von Mobiltelefonaten vor,
aus denen hervorgeht, dass sich die russi-
sche Armee zum Zeitpunkt des georgi-
schen Vormarsches bereits im Roki-Tun-
nel, der das georgische Siidossetien mit
dem russischen Nordossetien verbindet,
befunden hat. Die russische Regierung
wirft dem georgischen Préasidenten Saa-
kaschwili vor, Ziel seiner Armee sei die
Vertreibung und Ermordung der osseti-
schen Bevolkerungsteile in Stidossetien
gewesen.

Es ist anzunehmen, dass Prasident
Saakaschwili und die Verantwortlichen
in der georgischen Regierung nicht damit
gerechnet haben, dass die Russische Fo-
deration auf das Vorriicken der georgi-
schen Armee nach Siidossetien mit mili-
tarischen Mitteln antworten wiirde. Ob
dies schlicht eine Fehleinschiatzung der
georgischen Regierung oder eine ge-
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schickt konstruierte russische Falle war,
kann gegenwértig nicht mit Bestimmtheit
gesagt werden.

Klarung der Schuldfrage

Die Kriegsfolgen machen deutlich, dass
der Versuch, die Siidossetien-Frage mili-
tarisch zu l6sen, in jedem Fall ein schwe-
rer Fehler war: Todesopfer und zahlrei-
che Verletzte sind auf allen Seiten zu be-
klagen. Infrastruktur, offentliches und
privates Eigentum in Siidossetien und in
den angrenzenden Gebieten wurden in
starkem Ausmaf} zerstdrt. Zudem wur-
den weite Teile Georgiens von russischen
Streitkrdften bombardiert. Nicht nur die
Konfliktgebiete, sondern auch umfas-
sende Gebiete dariiber hinaus wurden
von der russischen Armee erobert und
wochenlang besetzt gehalten. Die Russi-
sche Foderation und Nicaragua haben
nicht nur Stidossetien, sondern auch Ab-
chasien als unabhidngige Staaten aner-
kannt. Aus Sicht Georgiens, der USA, der
Europaischen Union und der ganz {iber-
wiegenden Zahl von Staaten weltweit
sind Abchasien und Stidossetien weiter
ein integraler Bestandteil des georgischen
Staates.

Die georgische Regierung hat einer
internationalen, unabhdngigen Untersu-
chung des Kriegsbeginns und des Kriegs-
verlaufs zugestimmt. Die russische Re-
gierung ldsst noch keine Unterstiitzung
einer solchen Untersuchung erkennen. So
wird die Frage ,Wer hat angefangen?”
noch lange uneindeutig bleiben. Und
auch die europdischen Staaten sind sich
uneins, wie der Beginn des Konfliktes —
insbesondere der Einmarsch der georgi-
schen Armee in Siidossetien — zu be-
werten ist. Eine wirkliche Kldrung der
,Schuldfrage” kann es nur dann geben,
wenn die Ereignisse vom August 2008
nicht nur isoliert betrachtet werden, son-
dern auch Entwicklungen seit Beginn der
Konflikte Anfang der Neunzigerjahre
mitberiicksichtigt werden. Die Europa-



Herausforderung fiir die Europdische Union

ische Union sollte sich dieser Aufgabe
stellen.

Ein Bild der Geschlossenheit

In den ersten Tagen des Krieges waren
deutliche Unterschiede zwischen den Po-
sitionen der einzelnen EU-Lander wahr-
zunehmen. Sehr positiv wurde in Geor-
gien die demonstrative Solidaritit der
baltischen Lander und Polens aufgenom-
men. Diese folgten zudem weitgehend
der georgischen Darstellung der Ereig-
nisse und brachten sie in die innereuro-
péische Diskussion ein. Deutschland,
Frankreich und andere westeuropdische
Lénder reagierten aus georgischer Sicht
dagegen zunéchst zu verhalten. Um diese
strategischen Partner nicht zu verstim-
men, bemiihte man sich in Georgien aber
um Verstindnis fiir die Position, man
konne nicht gegen Russland, sondern nur
mit Russland ein schnelles Ende der
Kriegshandlungen herbeifiihren.

In Georgien liefs man sich zudem nicht
auf den Versuch ein, die EU in ein ,russ-
landfreundliches, altes” und ein ,pro-
georgisches, neues” Europa zu untertei-
len. Zumal die Position der tschechischen
und auch der ungarischen Regierung
weniger progeorgisch war als die der pol-
nischen und der baltischen Nachbarn.
Grofsbritanniens Auflenminister David
Miliband hingegen &duflerte sich gegen-
iiber Russland wesentlich schirfer als
sein deutscher Kollege Frank-Walter
Steinmeier. Auch Schweden ergriff klar
fiir Georgien Partei. Zufrieden nahm man
in Georgien wahr, dass allmahlich auchin
Deutschland und Frankreich der Ton
gegeniiber Russland schérfer wurde und
sich die Positionen innerhalb der Europa-
ischen Union anndherten.

In Anbetracht des Drucks, ein Bild der
Geschlossenheit und Handlungsfahigkeit
zu vermitteln, ist es nicht erstaunlich,
dass die EU bei ihrem Sondergipfel am
1. September 2008 eine einheitliche Spra-
che gefunden hat. Der Gipfel brachte ein

deutliches Bekenntnis zur territorialen In-
tegritit Georgiens sowie die Forderung
nach der unverziiglichen Umsetzung des
Sechs-Punkte-Plans, insbesondere des
Riickzugs der russischen Truppen auf die
Positionen vor dem Ausbruch des Krie-
ges zwischen Russland und Georgien.
Die EU erklarte sich bereit, sich an einem
Mechanismus zur Uberwachung von
Truppenbewegungen zu beteiligen (und
stellte zum 1. Oktober 2008 eine Beob-
achtungsmission zusammen). Die Aner-
kennung Abchasiens und Siidossetiens
durch Russland wurde scharf verurteilt.
Die EU brachte ihre Besorgnis {iber das
unilaterale militdrische Eingreifen der
Russischen Foderation im Siidkaukasus
deutlich zum Ausdruck. Als Konsequenz
wolle man das Verhéltnis zu Russland
grundsétzlich {iberdenken, erkldrte die
EU. Mit diesen Ergebnissen ist man in
Tiflis zufrieden. Von EU-Sanktionen ge-
gen die Russische Foderation war man in
Georgien ohnehin nicht ausgegangen.

Alle Mitgliedsldnder der Europédischen
Union miissen sich um eine gemeinsame
Position gegeniiber Georgien, aber auch
gegeniiber Russland bemiihen. Nur so
kann die Europaische Union auch weiter-
hin ihre Handlungsfihigkeit sicherstel-
len.

Moglichkeiten
zur Starkung Georgiens

Bereits am 26. August 2008, unmittelbar
nach der Anerkennung Siidossetiens und
Abchasiens durch die Russische Fodera-
tion, betonte der georgische Prasident
Saakaschwili auffallig deutlich, dass sich
Georgien als europédisches Land begreife
und europdische Werte teile: ,Georgien
wird ein unabhéngiges, reiches und ge-
eintes europdisches Land sein.” Die USA
erwdhnte Saakaschwili in seiner Rede
kaum, was erstaunen muss, da die Verei-
nigten Staaten aus Sicht Georgiens bis-
lang deren verlésslichster Partner waren.
Bei einer Grofidemonstration am 1. Sep-
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tember 2008 wurde nach der georgischen
Nationalhymne auch Beethovens Ode an
die Freude, die Europa-Hymne, gespielt.
Ganz offensichtlich sucht Saakaschwili
eine deutlich starkere Anndherung an die
Européische Union als bisher.

Nach dem EU-Sondergipfel ist klar,
dass Georgien von der Europédischen
Union zundchst humanitire Hilfe und
dann umfangreiche wirtschaftliche Un-
terstiitzung erwarten kann. Georgien will
aber mehr: Sicherheitsgarantien gegen
Russland und eine europiische Integra-
tion, die iiber den Rahmen der europaé-
ischen Nachbarschaftspolitik hinausgeht.
Konkret stellte die EU zunédchst ein Frei-
handelsabkommen und ein vereinfachtes
Visa-Regime in Aussicht. Zudem hat die
EU angekiindigt, ihr Verhaltnis zu Russ-
land grundlegend zu tiberdenken. Auf-
grund der Eskalation in den Beziehungen
mit Russland ist dies tatsdchlich unum-
ganglich. Gleichzeitig scheint es, als ob
die EU der Unterstiitzung fiir Georgien
den Vorrang vor einer destruktiven Aus-
einandersetzung mit Russland einrdumt.

Konstruktive Moglichkeiten zur Star-
kung Georgiens gibt es tatsdchlich viele:
Von der raschen Wiederherstellung der
zerstorten Straflen, Eisenbahnverbindun-
gen und des bombardierten Hafens in
Poti bis hin zu einer weiter gehenden Off-
nung des europédischen Marktes fiir geor-
gische Produkte kann viel fiir die wirt-
schaftliche Stirkung des Landes getan
werden. Der Wiederaufbau zerstorter
militdrischer Infrastruktur wie Kasernen,
Flugplitzen und Radaranlagen sollte
ebenso wie die Unterstiitzung von Entmi-
nungsprogrammen und Entwaffnungs-
kampagnen diskutiert werden. Die geor-
gische Regierung muss bei der besseren
Integration der armenischen und aser-
baidschanischen Minderheiten im Land
unterstiitzt werden, um die Entwicklung
weiterer separatistischer Konfliktpoten-
ziale zu verhindern. Sprachkurse und
spezielle Bildungsangebote fiir die Min-
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derheiten bieten sich an. Auch die Neu-
ausstattung der von Pliinderungen und
Zerstérungen betroffenen Schulen und
Universitdten ist wichtig.

Deutliche Demokratiedefizite

Jenseits der akuten, kriegsbedingten
Probleme hat Georgien mit deutlichen
Demokratiedefiziten zu kimpfen. Soll die
Losung politisch-territorialer Streitfragen
kiinftig ohne militdrische Mittel erfolgen
und soll Georgien dauerhaft zu einem
Stabilitdtsanker in der Region Stidkauka-
sus werden, muss nun besonders auf die
Demokratieforderung gesetzt werden:
Das Parlament ist in Georgien sehr
schwach, der Prasident sehr stark. Eine
Neubalancierung von Gewaltenkontrolle
und Gewaltenverschrankung erscheint
notwendig. Zudem ist die Rechtsstaat-
lichkeit noch nicht vollstindig gewéhr-
leistet. Richtern und Staatsanwaélten wird
immer wieder vorgeworfen, politisierte
Urteile oder Gefalligkeitsurteile zu fallen.
Insbesondere die Eigentumsrechte, die
Meinungs- und die Pressefreiheit erschei-
nen nicht ausreichend geschiitzt. In die-
sem Zusammenhang ist insbesondere zu
erwahnen, dass die georgischen Fernseh-
sender faktisch unter der Kontrolle der
Regierung stehen.

Fiir das Entstehen einer pluralistischen
demokratischen politischen Kultur ist es
wichtig, die Prinzipien der politischen Be-
teiligung und der Kontrolle zu starken.
Politiker werden in Georgien von ihren
Waihlern noch zu selten aufgrund einer
bewussten, inhaltlich orientierten Ent-
scheidung gewéhlt. Die Wahler erhalten
wiéhrend der Legislaturperiode keine
ausreichenden Informationen, um dann
eine wirkungsvolle politische Kontrolle
mittels Wieder- oder Abwahl ausiiben zu
koénnen. Fiir die Entwicklung einer plu-
ralistischen demokratischen politischen
Kultur ist zudem die Ausdifferenzierung
und Stabilisierung des georgischen Par-
teienspektrums notwendig. Eine {iber-
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starke Regierungspartei und eine in wei-
ten Teilen schwache Opposition behin-
dern die Entwicklung des Parlamenta-
rismus in Georgien.

Es ware wiinschenswert, dass eine
konkrete Road-Map mit der georgischen
Regierung vereinbart wird, die nicht nur
die Reform der Gesetzesgrundlagen si-
cherstellt, sondern auch deren Imple-
mentierung. Im Rahmen eines solchen
Road-Map-Prozesses konnte die georgi-
sche Regierung eine Menge Vertrauen zu-
riickgewinnen. Dieses Vertrauen ist der
Schliissel sowohl zu einer stiarkeren EU-
Integration als auch zu dem ersehnten
Membership Action Plan (MAP) und da-
mit zur NATO.

Neue politische Prioritaten

Wiéhrend des Krieges herrschte ein
,Burgfrieden” zwischen der inner- und
auflerparlamentarischen Opposition und
der Regierung. Dieser Friede ist mittler-
weile aufgekiindigt. Bislang war in der
Bevolkerung allerdings noch wenig Reso-
nanz auf die beginnenden innenpoliti-
schen Auseinandersetzungen wahrzu-
nehmen. Es hiefs, solange das Land von
Russen besetzt sei, sei es nicht an der Zeit,
den Prasidenten zu kritisieren. Prasident
Saakaschwili sitzt gegenwdrtig entspre-
chend noch fest im Sattel.

Bis zum 10. Oktober 2008 haben die
russischen Truppen die aufierhalb Siidos-
setiens und Abchasiens besetzt gehalte-
nen Teile Georgiens verlassen. Allerdings
bleibt noch das Gebiet um Achalgori um-
stritten. Georgien droht eine wirtschaftli-
che Krise und fiir den Winter Energie-
knappheit, da das Land nach wie vor von
russischem Gas abhédngig ist. Zum Jahres-
tag der Unruhen vom 7. November 2007
wurden bereits neue Demonstrationen
der auflerparlamentarischen Opposition
angekiindigt. Georgien stehen daher un-

ruhige Monate bevor. Wenn sich die Re-
gierung Saakaschwili jedoch keine grofie-
ren Fehler im Umgang mit moglichen
Protesten (wie zum Beispiel der gewaltsa-
men Niederschlagung am 7. November
2007) leistet und sich weder das Militar
noch die Polizei den Protesten anschlief3t,
ist durchaus damit zu rechnen, dass die
UNM-Regierung im Amt bleibt.

Laute Stimmen warnen im Westen mit
Blick auf die 6stliche EU-Auflengrenze
und mit Blick auf die Ukraine eindring-
lich vor einer Politik des , Appeasement”
gegeniiber Russland. Allerdings: Weder
Deutschland noch die EU unterschat-
zen die Russische Foderation. Es ist auch
nicht anzunehmen, dass die Russische
Foderation die EU und die gegenseiti-
ge wirtschaftliche Verflechtung unter-
schétzt. Auch in Georgien wird aner-
kannt, dass man mittelfristig zu einem ge-
regelten Umgang mit Russland finden
muss. ,,Nicht die Russen, sondern die rus-
sische Regierung ist unser Feind”, erklart
der georgische Prasident Saakaschwili.

Unter diesen Pramissen gilt es, fiir Ge-
orgien moglichst viel herauszuholen: Die
territoriale Integritat des Landes, interna-
tionale Beobachter oder sogar eine inter-
nationale Friedensmission in Abchasien
und Stidossetien sowie die Riickkehr von
Fliichtlingen und Vertriebenen — so miis-
sen die politischen Priorititen lauten.
Hierfiir braucht Georgien eine Européa-
ische Union, die den Dialog mit Russland
nicht abreifien ldsst.

Nattirlich bleibt die moralische Befrie-
digung bei einem pragmatischen Vorge-
hen zunichst auf der Strecke. Aber: Ein
klares Bekenntnis zu europdischen Wer-
ten und internationalem Recht sowie ein
langer Atem beim konsequenten Einfor-
dern von Respekt fiir dieses Bekenntnis
von Russland versprechen mehr Erfolg
als rhetorisches Fausteschiitteln.

Nr. 468 - November 2008

Seite 23



	Schaltfläche1: 


